
 
Der Hamburger Vertrag mit den muslimischen Gemeinschaften im Wortlaut - 
(Auszug) 
 
 
 
Hamburg - Hamburgs Erster Bürgermeister Olaf Scholz (SPD) und Vertreter der 
Islamverbände haben am Dienstag (13. Nov. 2012)  im Rathaus die gemeinsam 
ausgehandelten Verträge unterzeichnet, die Rechte und Pflichten der Gemeinden 
regeln. Der Evangelische Pressedienst (epd) dokumentiert Teile des Vertrags mit 
den muslimischen Gemeinschaften: 
 
 
 Artikel 2: Gemeinsame Wertegrundlagen 
 
(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg und die islamischen Religionsgemeinschaften 
bekennen sich zu den gemeinsamen Wertegrundlagen der grundgesetzlichen 
Ordnung der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere zur Unantastbarkeit der 
Menschenwürde, der Geltung der Grundrechte, der Völkerverständigung und der 
Toleranz gegenüber anderen Kulturen, Religionen und Weltanschauungen sowie der 
freiheitlichen, rechtsstaatlichen und demokratischen Verfassung des Gemeinwesens. 
Sie sind sich einig in der Ächtung von Gewalt und Diskriminierung aufgrund von 
Herkunft, Geschlecht, sexueller Orientierung, Glauben oder religiöser oder politischer 
Anschauungen und werden gemeinsam dagegen eintreten. 
 
(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg und die islamischen Religionsgemeinschaften 
bekennen sich insbesondere zur Gleichberechtigung der Geschlechter und zur 
vollständigen und gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Mädchen am 
gesellschaftlichen und politischen sowie am schulischen und beruflichen Leben. Sie 
setzen sich für die Verwirklichung der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und 
Mädchen ungeachtet ihrer religiösen Überzeugungen an Bildung, Erwerbstätigkeit 
und gesellschaftlichem Leben ein und wenden sich entschieden gegen jede Art von 
Diskriminierung. 
 
Protokollerklärung zu Artikel 2 Absatz 2-3: Die Vertragsparteien teilen die 
Überzeugung, dass Frauen und Mädchen die Teilhaberechte weder aus religiösen 
Gründen von Dritten bestritten noch wegen eines ihrer eigenen religiösen 
Überzeugung entsprechenden Verhaltens vorenthalten werden dürfen. Dies schließt 
das Recht muslimischer Frauen und Mädchen ein, nicht wegen einer ihrer religiösen 
Überzeugung entsprechenden Bekleidung in ihrer Berufsausübung ungerechtfertigt 
beschränkt zu werden. 
 
 
 Artikel 3: Islamische Feiertage 
 
Folgende islamische Feiertage sind kirchliche Feiertage im Sinne des Hamburger 
Feiertagsgesetzes mit den Rechten aus § 3 des Feiertagsgesetzes für islamische 
Religionsangehörige: 
 1. Opferfest (Id-ul-Adha bzw. Kurban Bayrami) - Einer der zwei Tage ab zehnten 
Dhul-Hiddscha 



 2. Ramadanfest (Id-ul-Fitr bzw. Ramazan Bayrami) - Einer der zwei Tage ab ersten 
Schawwal 
 3. Aschura - Ein Tag am zehnten Muharram 
 Die Daten der Feiertage beziehen sich auf den islamischen Mondkalender und 
werden von den islamischen Religionsgemeinschaften jeweils vorher bestimmt und 
bekannt gegeben. 
 
Protokollerklärung zu Artikel 3: Die islamischen Religionsgemeinschaften und die 
Freie und Hansestadt Hamburg sind sich darüber einig, dass die ganztägigen 
Ausgestaltungen des Ramadan-Festes und des Opferfestes für die muslimischen 
Gemeinden gleichbedeutend sind mit gottesdienstlichen Handlungen. Der 
gottesdienstliche Charakter äußert sich nicht nur im morgendlichen Ritualgebet, 
sondern umfasst den gesamten Tag, der in weiten Teilen ritualisierte Abläufe enthält. 
Diese Feiertage werden deshalb als Gottesdienst im Sinne des § 3 Hamburger 
Feiertagsgesetz verstanden. 
 
 
 Artikel 6: Religionsunterricht 
 
(1) Die Vertragsparteien sind sich einig in der Anerkennung der Bedeutung, des 
Wertes und der Chancen des an den staatlichen Schulen der Freien und Hansestadt 
Hamburg erteilten Religionsunterrichts in gemischtkonfessionellen 
Klassenverbänden und Lerngruppen. Sie streben deshalb im Rahmen von Artikel 7 
Absatz 3 des Grundgesetzes eine Weiterentwicklung an, deren Ziel es ist, eine 
Verantwortungsstruktur für die Inhalte des Religionsunterrichts im Rahmen von 
Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes zu schaffen, die sowohl alle 
Religionsgemeinschaften im verfassungsrechtlichen Sinne gleichberechtigt am 
Religionsunterricht beteiligt, als auch einen gemeinsamen Unterricht von 
Schülerinnen und Schülern unabhängig von ihrer Religionszugehörigkeit ermöglicht, 
um so die bestehende dialogische Form des Religionsunterrichtes zu erhalten. Das 
Nähere wird gesondert geregelt. 
 
(2) Ungeachtet des Absatzes 1 anerkennt die Freie und Hansestadt Hamburg das 
Recht der islamischen Religionsgemeinschaften, bei Vorliegen aller gesetzlichen 
Voraussetzungen die Erteilung eines besonderen islamischen Religionsunterrichts 
nach Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes verlangen zu können. 
 
Protokollerklärung zu Artikel 6 Absatz 1: Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, 
dass innerhalb der kommenden fünf Jahre Schulpraxis, Didaktik und Rahmenpläne, 
Lehrerbildung und -zulassung sowie der institutionelle Rahmen für den 
Religionsunterricht nach Maßgabe von Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes 
weiterentwickelt werden sollen. Dies soll durch eine Arbeitsgruppe erfolgen, die aus 
Vertreterinnen und Vertretern der zuständigen Behörde sowie aus Vertreterinnen und 
Vertretern solcher Religionsgemeinschaften besteht, die beabsichtigen, die Inhalte 
eines Religionsunterrichts in gemischtkonfessionellen Klassenverbänden und 
Lerngruppen in Hamburg zu verantworten. Die Arbeitsgruppe legt ihre Ergebnisse 
den jeweiligen Entscheidungsgremien zum Beschluss vor. Die Beteiligten beachten 
die ihnen durch Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes zugewiesenen Funktionen. 
 
 
 Artikel 8: Rundfunkwesen 



 
(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird sich bei künftigen Verhandlungen über 
Änderungen der rundfunk- und medienrechtlichen Staatsverträge dafür einsetzen, 
dass die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und die privaten 
Rundfunkveranstalter den islamischen Religionsgemeinschaften angemessene 
Sendezeiten zum Zwecke der Verkündungen und Seelsorge sowie für sonstige 
religiöse Sendungen gewähren. 
 
(2) Sie wird unter Wahrung der verfassungsrechtlich garantierten Staatsferne des 
Rundfunks darauf bedacht sein, dass in allen Rundfunkprogrammen die sittlichen 
und religiösen Überzeugungen der Bevölkerung einschließlich der muslimischen 
Bevölkerung geachtet werden. 
 
(3) Die Freie und Hansestadt Hamburg wird sich bei künftigen Verhandlungen über 
die Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (im Rahmen der Diskussion über 
die Neubesetzung der Aufsichtsgremien) dafür einsetzen, dass die islamischen 
Religionsgemeinschaften in den Aufsichtsgremien (NDR-Rundfunkrat, ZDF-
Fernsehrat, DLR-Hörfunkrat und den entsprechenden Ausschüssen) angemessen 
vertreten sind.  


